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Überblick über die aktuelle Debatte 
in Deutschland und der EU 

Netzneutralität und 
offenes Internet 
im Lichte neuerer 
Entwicklungen
Von Michael Libertus*

Fragen der sogenannten „net neutrality“ waren 
lange Jahre vornehmlich auf die USA beschränkt. 
(1) Seit einigen Jahren gehören sie jedoch zu den 
zentralen Gegenständen der Diskussion im Bereich 
der Netzpolitik und des Telekommunikationsrechts 
sowohl auf der Ebene der Europäischen Gemein-
schaft als auch der Mitgliedstaaten. (2) Nachdem 
auf europäischer Ebene im Regulierungsrahmen 
für elektronische Kommunikation Ende 2009 erste 
regulatorische Ansätze niedergelegt wurden, hat 
der deutsche Gesetzgeber im Rahmen der letzten 
Novellierung des Telekommunikationsgesetzes, die 
am 10. Mai 2012 in Kraft trat, im Zuge der Um-
setzung der EU-Richtlinien auch erste nationale 
Regelungen zur Netzneutralität geschaffen. Die 
vom Deutschen Bundestag eingesetzte Enquête-
Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ 
hat im Oktober 2011 einen Zwischenbericht zur 
Netzneutralität verabschiedet, ohne sich jedoch 
auf gemeinsame Handlungsempfehlungen einigen 
zu können. 

Neuen Auftrieb hat die Diskussion auf nationaler 
Ebene nunmehr durch die Ankündigung der Deut-
schen Telekom erfahren, ihre allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen ab Mai 2013 für neu abge-
schlossene DSL-Verträge für das Internet und das 
Festnetz dahingehend zu ändern, eine Drosselung 
der Übertragungsgeschwindigkeit vorzusehen, so
bald das Datenvolumen die Marke von 75 GB im 
Monat überschreitet. Davon ausgenommen sollen 
allerdings Telekomangebote wie Entertain sowie 
Sprachtelefonie sein, ebenso Dienste einiger Tele-
kompartner wie Spotify. Auch die Telekom-Tochter 
Congstar hat mittlerweile entsprechende Ände-
rungen ihrer Geschäftsbedingungen für 2014 an-
gekündigt. Insoweit stellen sich neue Fragen zum 
Verhältnis von Best-Effort-Internet und Managed 
Services. Auch ARD und ZDF haben vor dem Hin-
tergrund der regulatorischen Entwicklungen ihr 
Positionspapier von Juni 2011 überarbeitet und 
im März 2012 ihre Positionen zur Sicherung von 
Netzneutralität durch ein offenes Internet sowie 
zur Einführung von Diensteklassen aktualisiert. (3)

Die von Seiten der Deutschen Telekom angekün-
digten Vertragsänderungen haben dazu geführt, 
dass der Gesetzgeber tätig geworden ist. So hat 
das Bundeswirtschaftsministerium den Entwurf 
einer Netzneutralitätsverordnung vorgelegt. Auch 
die Europäische Kommission will im Rahmen 
einer in Vorbereitung befindlichen Verordnung zur 
Vollendung des europäischen digitalen Binnen-
marktes regulatorische Vorgaben zur Netzneutra-
lität machen. Aufgrund der unmittelbaren Rechts-
wirkung der Verordnung hätte dies auch Auswir-
kungen auf möglicherweise entgegenstehendes 
mitgliedstaatliches Recht.
	 Gegenstand des nachfolgenden Beitrags ist  
es daher, diese neuen Entwicklungen aufzuzeigen 
sowie im Hinblick auf ihre regulatorische Rele-
vanz für Fragen der Rundfunkverbreitung zu unter-
suchen. Zudem sollen die Positionen von ARD und 
ZDF vorgestellt werden.

Begriff der Netzneutralität
Unter Netzneutralität versteht man die Gleichbe-
handlung aller Datenpakete im Internet, unabhän-
gig davon, aus welcher Quelle sie stammen, an 
wen sie geschickt werden oder was sie transpor-
tieren. (4) Neue Fragestellungen im Hinblick auf 
Netzneutralität ergeben sich vor allem aus dem 
Nebeneinander des sogenannten Best-Effort-Inter-
nets sowie der Bevorzugung bestimmter Dienste 
als sogenannte Managed Services oder Specia-
lised Services wie IPTV. Im Rahmen des soge-
nannten Best-Effort-Internets werden die einzel-
nen Datenpakete – soweit es nicht für die Netzsi-
cherheit oder Netzintegrität erforderlich ist – nicht 
nach Inhalt oder anderen Kriterien differenziert, 
sondern beim Transport grundsätzlich gleich be-
handelt. (5) 

Die technische Möglichkeit der sogenannten Deep 
Package Inspection (DPI) ermöglicht es aber nun, 
Einzelheiten bei den versendeten Datenpaketen in 
den heutigen Netzen ohne Zeitverlust auszulesen 
und zu analysieren. Hinzu kommt, dass bislang 
sogenannte „Managed Services“ nur im eigenen 
Netz möglich waren, beim Übergang in ein ande-
res Netz aber nicht. Mit den Voraussetzungen für 
neue Exchange-Protokolle, die auch eine bestimm-
te Dienstequalität (Quality of Service) und eine 
dienstebasierte Abrechnung netzübergreifend er-
möglichen, verbessern sich jedoch die Adressie-
rungsmöglichkeiten einzelner Endgeräte auf der 
Grundlage des neuen Internetprotokolls IPv6, das 
am 6. Juni 2012 eingeführt wurde. Dieses sieht 
zusätzliche Headerfelder vor, die ausdrücklich die 
Sicherstellung von Quality of Service ermöglichen 
sollen. In die Datenfelder „Traffic Class“ und 
„Flow Label“ können zudem Prioritätsstufen ein-
gefügt werden, auf die Router aller Netze bei der 
Weiterverbreitung der Datenpakete zugreifen kön-
nen. Jedoch entscheidet zur Zeit – und dies wird 
auch auf der Grundlage des IPv6 so bleiben – 
jeder Netzbetreiber, welche Daten er priorisiert. 
(6) Jedenfalls wird es dadurch möglich, dass 

Erste 
Regulierungsansätze 
zur Netzneutralität in 

EU und national

Thema 
Netzneutralität durch 

Telekom-Pläne mit 
neuer Dringlichkeit

In der Folge 
gesetzgeberische 
Initiativen

Definition: 
Gleichbehandlung 
aller Datenpakete 
im Internet

DPI-Technik 
ermöglicht Priori
sierung von Daten

*	 Westdeutscher Rundfunk Köln, Justiziariat.

u



Media Perspektiven  10/2013| 463  
Netzneutralität und offenes Internet im Lichte neuerer Entwicklungen

Netzbetreiber Managed Services für Dritte netz-
übergreifend anbieten können. Für die Internet 
Service Provider (ISP) entsteht dadurch die Mög-
lichkeit neuer Einnahmequellen.

Bisherige Regulierungsansätze auf 
europäischer Ebene
Im Rahmen der Ende 2009 erfolgten Revision des 
EU-Regulierungsrahmens für elektronische Kom-
munikation sind telekommunikationsrechtliche An
sätze zur Sicherung von Netzneutralität aufge-
nommen worden. Der Grundsatz der Netzneutra
lität wurde zwar nicht ausdrücklich verankert. 
Jedoch wurden konkrete Möglichkeiten der Mit-
gliedstaaten für regulatorische Maßnahmen zur 
Sicherung vorgesehen. So haben nach Art. 8 Abs. 
4 lit. g Rahmenrichtlinie (7) die nationalen Regu-
lierungsbehörden die Interessen der Unionsbürger 
zu fördern, indem sie unter anderem „die Endnut-
zer in die Lage versetzen, Informationen abzuru-
fen und zu verbreiten oder beliebige Anwendun-
gen und Dienste zu benutzen“. Darüber hinaus 
enthält Art. 20 Abs. 3 der Universaldienst-Richt
linie (8) die Zielsetzung, „eine Verschlechterung 
der Dienste und eine Behinderung oder Verlang-
samung des Datenverkehrs in den Netzen zu ver-
hindern“. Zudem werden die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet sicherzustellen, „dass die nationalen Re-
gulierungsbehörden in der Lage sind, Mindestan-
forderungen an die Dienstqualität der Unterneh-
men, die öffentliche Kommunikationsnetze bereit-
stellen, festzulegen“. In Verbindung mit der Richt-
liniennovellierung wurde zudem in einer „Erklä-
rung der Kommission zur Netzneutralität“ (9) fest-
gestellt, dass in Art. 8 Abs. 4 lit. g Rahmenricht
linie die „Netzneutralität als politisches Ziel und 
als für die nationalen Regulierungsbehörden zu för
dernder Rechtsgrundsatz“ festgeschrieben werde. 
Obwohl die EU bei ihren Regelungen in erster 
Linie auf die Mechanismen des Marktes setzt, hat 
sich die Kommission im Rahmen der Verhandlun-
gen zur Revision des Telekompakets dazu ver-
pflichten müssen, die Entwicklung im Bereich 
Netzneutralität weiter zu beobachten und spätes-
tens zum Ende des Jahres 2010 ein entsprechen-
des Dokument vorzulegen. 

Aufgrund dieser Zusage hat die Kommission am 
30. Juni 2010 eine öffentliche Konsultation zum 
offenen Internet und zur Netzneutralität in Europa 
durchgeführt, an der sich auch ARD und ZDF be-
teiligt haben. (10)
	 Als Ergebnis der Konsultation hat die Kommis-
sion am 19. April 2011 eine Mitteilung zum offenen 
Internet und zur Netzneutralität in Europa (11) ver-
öffentlicht. Gleichzeitig hat sie den Body of Euro-
pean Regulators for Electronic Communication 
(BEREC) aufgefordert, Studien zu den für die Ge-
währleistung eines offenen und neutralen Internets 
entscheidenden Punkten durchzuführen. Untersucht 
werden sollten dabei vor allem Hindernisse für den 
Anbieterwechsel, Sperren oder Drosseln des Inter-
netdatenverkehrs, Transparenz und Dienstqualität. 

Am 29. Mai 2012 hat BEREC die Ergebnisse sei-
ner Untersuchung zur Verkehrssteuerung vorge-
legt. Es wurde festgestellt, dass eine Reihe von 
Festnetz- und Mobilnetzbetreibern und Dienste
anbietern mindestens 20 Prozent der Internetnut-
zer in Europa Beschränkungen auferlegt, wie die 
Sperrung oder Verlangsamung bestimmter Dienste. 
Im Rahmen der Untersuchung hat BEREC drei 
Dokumente vorgelegt:
–	 Im Bericht „Differentiation practices and rela-
ted competition issues in the scope of Net Neut-
rality“, wird ein Konzept für die Analyse der 
Auswirkungen von Differenzierungspraktiken, wie 
beispielsweise die Sperre oder Priorisierung von 
Internetverkehr, auf den Wettbewerb und Innova-
tionen vorgestellt. Es werden verschiedene, auf 
Internetzugangsdienste angewendete Differenzie-
rungspraktiken untersucht und deren potenzieller 
Schaden für die Interessen der Endkunden bzw. 
die negativen Auswirkungen sowohl auf den elek-
tronischen Kommunikationsmarkt als auch den 
Content-, Anwendungs- und Dienstemarkt be-
trachtet.
–	 In den Leitlinien „Guidelines on quality of 
service in the scope of net neutrality” werden die 
nationalen Regulierungsbehörden informiert, wie 
und auf welche Weise sie ihre Befugnisse zum 
Erlass von Dienstequalität-Mindestanforderungen 
gegenüber Netzbetreibern und ISPs ausüben sol-
len, um Verschlechterungen im Internetverkehr zu 
verhindern. Sie enthalten auch Vorgaben für die 
nationalen Regulierungsbehörden zur Einschät-
zung der verschiedenen Regulierungsmöglichkei-
ten im Bereich des Internet-Traffic unter Berück-
sichtigung des jeweiligen nationalen Umfelds.
–	 Im Bericht „Assessment of IP Interconnection 
in the context of net neutrality“ wird analysiert, 
wie sich Abweichungen von der Netzneutralität 
auf der Ebene der Zusammenschaltung auswirken 
könnten, und es werden regulatorische Aspekte 
beleuchtet.

Die Feststellungen von BEREC haben die Kommis-
sion bewogen, am 23. Juli 2012 erneut eine 
öffentliche Konsultation zur Erhaltung des offenen 
Internets einzuleiten, mit der Fragen der Transpa-
renz und des Anbieterwechsels sowie bestimmte 
Aspekte der Steuerung des Internetverkehrs ge-
klärt werden sollten. (12) Auch im Rahmen dieser 
Konsultation haben ARD und ZDF eine gemeinsa-
me Stellungnahme abgegeben.
	 Das Ergebnis der Konsultation sollte zu einer 
Empfehlung der Kommission führen, die von der 
Vizepräsidentin der Kommission, Neelie Kroes, am 
29. Mai 2012 angekündigt wurde.

Auch das EU-Parlament hat im Jahr 2011 eine 
Studie zur Netzneutraltät in Auftrag gegeben. Diese 
kommt zu der Empfehlung, die Wirkung des über-
arbeiteten TK-Richtlinienpakets abzuwarten. (13) 
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Ungeachtet dessen hat sich das EU-Parlament 
Ende 2011 in einer Resolution für eine europa-
weite Stärkung der Netzneutralität ausgespro-
chen. Darin wird die Kommission aufgefordert zu 
prüfen, ob es hierfür eines gesonderten europäi-
schen Rechtsrahmens bedarf. (14) 

Umsetzung der Vorgaben des EU-Regulie-
rungsrahmens bei der Novellierung des TKG
Ansätze zu einer Regulierung, die Aspekten der 
Netzneutralität und damit den Vorgaben des Re-
gulierungsrahmens für elektronische Kommunika-
tion Rechnung trägt, wurden in Deutschland erst-
mals im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
zum Telekommunikationsgesetz (TKG) eingeführt, 
das am 10. Mai 2012 in Kraft trat. (15) Leitlinie 
war hier vor allem ein auf Verbrauchertransparenz 
abstellender Regulierungsansatz, der dazu führte, 
dass eine Reihe von Regelungen wortgleich aus 
den europäischen Vorgaben in das Gesetz über-
nommen wurde. So findet sich, auch wenn der 
Begriff Netzneutralität nicht vorkommt, diese als 
Regulierungsziel für die Bundesnetzagentur in § 2 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 TKG. Danach ist die Möglich-
keit der Endnutzer zu fördern, Informationen ab-
zurufen und zu verbreiten und Anwendungen und 
Dienste ihrer Wahl zu nutzen. 

Konkretisiert wird dieses Regulierungsziel dann 
durch die Transparenzvorgaben im dritten Teil des 
TKG, bei denen Mechanismen des Kundenschut-
zes im Vordergrund stehen. So müssen gemäß § 
43 a Abs. 1 Nr. 2 TKG Anbieter von öffentlich zu-
gänglichen Telekommunikationsdiensten dem Ver-
braucher und auf Verlangen anderen Endnutzern 
im Vertrag in klarer, umfassender und leichtver-
ständlicher Form eine Reihe von Informationen zur 
Verfügung stellen. Dazu gehören unter anderem 
Angaben über alle weiteren Einschränkungen im 
Hinblick auf den Zugang zu und die Nutzung von 
Diensten und Anwendungen (Nr. 2), das Angebot 
mit dem Mindestniveau der Dienstqualität und 
gegebenenfalls anderer festgelegter Parameter 
für die Dienstqualität (Nr. 3), Informationen über 
alle vom Unternehmen zur Messung und Kontrolle 
des Datenverkehrs eingerichteten Verfahren, um 
eine Kapazitätsauslastung oder Überlastung einer 
Netzverbindung zu vermeiden. In einer weiteren 
Vorschrift, nämlich § 45 n Abs. 2 Nr. 4 TKG, wird 
das Bundeswirtschaftsministerium ermächtigt, 
zur Förderung der Transparenz und Veröffentli-
chung von Informationen auf dem Telekommuni-
kationsmarkt eine Rechtsverordnung zu erlassen. 
Durch diese können Netzbetreiber und Dienstean-
bieter verpflichtet werden, transparente, ver-
gleichbare, ausreichende und aktuelle Informatio-
nen unter anderem über die Dienstqualität zu ver-
öffentlichen. Zudem kann ihnen auferlegt werden, 
die Teilnehmer über jede nachträgliche Änderung, 

die die Nutzung der Dienste und Anwendungen 
einschränkt, zu informieren. Im Vordergrund steht 
hier, durch die Förderung des Wettbewerbs Be-
schränkungen der Netzneutralität entgegenzuwir-
ken. In diesem Zusammenhang wurde allerdings 
kritisiert, dass das TKG den Verbrauchern bei 
nachhaltigen Beeinträchtigungen der Netzneutra-
lität kein Sonderkündigungsrecht zuerkennt. (16)

Relativ spät im parlamentarischen Beratungsver-
fahren wurde dann mit § 41 a TKG eine Regelung 
aufgenommen, die erstmalig den Begriff Netzneu-
tralität als Gesetzesbegriff einführt – allerdings 
nur als Überschrift. So ermächtigt § 41 a Abs. 1 
TKG die Bundesregierung, in einer Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundestages und des 
Bundesrates gegenüber Unternehmen, die Tele-
kommunikationsnetze betreiben, die grundsätzli-
chen Anforderungen an eine diskriminierungsfreie 
Datenübermittlung und den diskriminierungsfrei-
en Zugang zu Inhalten und Anwendungen festzu-
legen, um eine willkürliche Verschlechterung von 
Diensten und eine ungerechtfertigte Behinderung 
oder Verlangsamung des Datenverkehrs in den 
Netzen zu verhindern. Die Bundesregierung soll 
hierbei die europäischen Vorgaben sowie die Ziele 
und Grundsätze des § 2 TKG berücksichtigen. Des 
Weiteren sieht § 41 a Abs. 2 TKG vor, dass die 
Bundesnetzagentur in einer technischen Richtlinie 
Einzelheiten für die Mindestanforderungen an die 
Dienstqualität durch Verfügung festlegen kann. 
Bevor solche Mindestanforderungen festgelegt 
werden, sind die Gründe für ein Tätigwerden, die 
geplanten Anforderungen und die vorgeschlagene 
Vorgehensweise zusammenfassend darzustellen. 
Die Darstellung ist der Kommission und BEREC 
rechtzeitig zu übermitteln. Den Kommentaren oder 
Empfehlungen der Kommission ist bei der Fest
legung der Anforderungen weitestgehend Rech-
nung zu tragen.

Auch wenn eine sogenannte Legaldefinition der 
Netzneutralität fehlt, machen die Regelungen das 
Verständnis des Gesetzgebers deutlich: Danach 
stellen nur die willkürliche, das heißt sachlich 
nicht gerechtfertigte Verschlechterung oder Be-
einträchtigung von Diensten sowie die ungerecht-
fertigte Behinderung oder Verlangsamung des Da-
tenverkehrs einen Verstoß gegen die Netzneutrali-
tät dar. Die Frage, welche Anforderungen und Kri-
terien an die Qualität des Datenverkehrs sowie an 
den Zugang zu Inhalten und Anwendungen zu 
stellen sind, wird der administrativen Entschei-
dung überlassen, nämlich dem Prognose- und 
Gestaltungsermessen der Bundesregierung als 
Verordnungsgeber. (17)

Die Niederlande haben dagegen einen anderen 
Weg gewählt und als zweites Land der Welt nach 
Chile eine gesetzliche Festschreibung der Netz-
neutralität vorgenommen. Danach ist es Internet-
providern untersagt, den Internetverkehr von Kun-
den zu blockieren oder zu verlangsamen. Die ge-
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setzliche Neuregelung ist eine Reaktion auf die 
zeitweilige Blockade von VoIP- und Chatprogram-
men auf mobilen Internetzugängen über Smart-
phones durch bestimmte Mobilfunkanbieter. 
Zudem sieht das niederländische Gesetz strenge 
Auflagen für eine Deep Package Inspection vor. 
Danach darf diese nur nach richterlicher Anord-
nung eingesetzt werden bzw. dann, wenn die Nut-
zer dieser Methode explizit zugestimmt haben. 
Die Veränderung erfolgte am 8. August 2012 durch 
eine Annahme eines Legislativvorschlages zur 
Änderung des „Telecommunicatiewet“, dem nie-
derländischen Telekommunikationsgesetz, in dem 
nunmehr durch Art. 7.4 a der Grundsatz der Netz-
neutralität festgeschrieben wird. (18)

Enquête-Kommission Internet und digitale 
Gesellschaft des Deutschen Bundestages 
zur Netzneutralität
Die Enquête-Kommission Internet und digitale Ge-
sellschaft des Deutschen Bundestages hat am 17. 
Oktober 2011 einen Zwischenbericht zum Thema 
Netzneutralität beschlossen. (19) Das Thema 
wurde in einer eigenen Projektgruppe behandelt, 
die sich jedoch nicht auf gemeinsame Handlungs-
empfehlungen einigen konnte. Die Vertreter von 
CDU/CSU und FDP, die die Mehrheit der Projekt-
gruppe bildeten, sahen die Netzneutralität in 
Deutschland als nicht akut gefährdet an. Vor 
allem die Projektgruppenmitglieder der CDU/CSU-
Fraktion standen der grundsätzlichen Einführung 
von Diensteklassen nicht grundsätzlich ablehnend 
gegenüber. Insofern wurden zwischen den einzel-
nen Klassen Differenzierungen als zulässig ange-
sehen. Lediglich innerhalb der einzelnen Dienste-
klassen – etwa IPTV oder Video-on-Demand – 
sollen alle Dienste gleich zu behandeln sein. Die 
Vertreter der Opposition forderten dagegen eine 
gesetzliche Festschreibung der Netzneutralität, 
denn nur diese schaffe Rechtsicherheit. (20)

Das Instrumentarium nach dem 
Rundfunkstaatsvertrag
Zur Sicherstellung von Netzneutralität kommen 
von den Vorschriften des Rundfunkstaatsvertrags 
(RStV) vor allem die zur Plattformregulierung nach 
§§ 52 ff. RStV in Betracht. Diese Regelungen die-
nen der Vielfaltsicherung bei der Verbreitung von 
Rundfunkprogrammen. Es ist jedoch mehr als frag-
lich, ob die Regelungen einen wirksamen Schutz 
der Best-Effort-Übertragung durch Internet-Ser-
vice-Provider gewährleisten können. Vorausset-
zung hierfür wäre eine Einordnung der Internet-
Service-Provider als Plattformanbieter im Sinne 
des § 52 Abs. 1 RStV. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 13 RStV 
ist Anbieter einer Plattform, wer „auf digitalen 
Übertragungskapazitäten oder digitalen Daten-
strömen Rundfunk und vergleichbare Telemedien 
(Telemedien, die an die Allgemeinheit gerichtet 
sind) auch von Dritten mit dem Ziel zusammen-
fasst, diese Angebote als Gesamtangebot zugäng-
lich zu machen oder wer über die Auswahl für die 
Zusammenfassung entscheidet“. Es ist jedoch 

offen, ob Internet-Service-Provider, die verschie-
dene Qualitätsklassen anbieten, das Merkmal 
„über die Auswahl für die Zusammenfassung ent-
scheidet“ erfüllen. (21) Dem steht entgegen, dass 
– sofern ein Internet-Service-Provider mehrere 
Qualitätsklassen diskriminierungsfrei allen Diens-
te- und Inhalteanbietern zugänglich macht – nicht 
davon ausgegangen werden kann, dass er über 
die Auswahl für die Zusammenfassung des Ange-
bots entscheidet. (22) Aber selbst wenn man eine 
solche grundsätzliche Anwendbarkeit der Vor-
schriften zur Plattformregulierung auf Internet-
Service-Provider bejahte, ergibt sich die weitere 
Frage, welche Internet-Service-Provider hierunter 
fallen. Denn nach § 52 Abs.1 Nr. 1 RStV gelten 
wesentliche Vorschriften – darunter auch die 
Must-Carry-Regelungen des § 52 b RStV – nicht 
für Plattformen in offenen Netzen, soweit der An-
bieter dort nicht über eine marktbeherrschende 
Stellung verfügt. Ausdrücklich wird in der Rege-
lung bei den offenen Netzen auch das Internet 
genannt. Die Satzung über die Zugangsfreiheit zu 
digitalen Diensten und zur Plattformregulierung 
gemäß § 53 RStV der Landesmedienanstalten 
stellt in § 1 Abs. 2 Nr. 1 zur Auslegung des Be
griffes “marktbeherrschend“ auf die Kriterien des 
§ 19 GWB ab. Jedoch ist wettbewerbsrechtlich 
bislang nicht geklärt, unter welchen Vorausset-
zungen ein lokaler Internet-Service-Provider über 
beherrschende Marktmacht verfügt. (23) Daher ist 
offen, inwiefern die Vorschriften zur Plattformre-
gulierung eine Rechtsgrundlage für den Schutz 
von Rundfunkangeboten vor Diskriminierungen 
oder Beschränkungen im Hinblick auf ihre Verfüg-
barkeit bieten. (24)

Positionspapier von ARD und ZDF zu Netzneu-
tralität und Diensteklassen vom März 2013
Vor dem Hintergrund der vorstehend geschilder-
ten Entwicklungen haben auch ARD und ZDF ihr 
„Positionspapier zur Sicherung von Netzneutrali-
tät durch ein offenes Internet und zur Notwendig-
keit regulatorischer Maßnahmen“ aus dem Jahr 
2011 (25) durch das im März 2013 veröffentlichte 
„Positionspapier von ARD und ZDF zur Sicherung 
von Netzneutralität durch ein offenes Internet und 
zur Einführung von Diensteklassen“ fortgeschrie-
ben. (26) Darin wird noch einmal die Relevanz der 
Sicherstellung kommunikativer Chancengleichheit 
auch im Internet betont. Trafficmanagement-Maß-
nahmen sollen zur Aufrechterhaltung der Funk
tionsfähigkeit und Sicherheit des Internets zum 
Wohl aller grundsätzlich zulässig sein. Jedoch wird 
die nachrangige Beförderung von Inhalten und 
Diensten als eine Gefahr für Meinungsvielfalt und 
Pluralismus gesehen. Aus diesem Grunde sollen 
beim Einsatz von Trafficmanagement-Maßnahmen 
Regeln angewendet werden, die für Endnutzer 
und Inhalteanbieter gleichermaßen transparent 
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und nachvollziehbar sind. Insoweit müssen End-
nutzer und Inhalteanbieter in Echtzeit Informatio-
nen über die Qualität des Datenverkehrs abrufen 
können und sich so jederzeit über angewendete 
Trafficmanagement-Maßnahmen informieren kön-
nen. Bei der Darstellung der Qualität des Daten-
verkehrs sollen einheitlich anerkannte Messme-
thoden und verständliche Kriterien zugrunde ge-
legt werden. 

Die Einführung von Diensteklassen wird nur unter 
der Voraussetzung als zulässig erachtet, dass ein 
leistungsfähiges, sich dynamisch entwickelndes 
Best-Effort-Internet sichergestellt bleibt. Hierzu 
gehört nach Auffassung von ARD und ZDF die ver-
pflichtende Festlegung der Verfügbarkeit einer 
gesicherten Datenrate, die jedem Internetnutzer 
in einem definierten Rahmen zur Verfügung steht. 
Solche Festlegungen werden als ko- oder selbst-
regulatorische Maßnahmen der Industrie – etwa 
durch Codes of Conduct oder Branchenregeln – 
für möglich erachtet, die von der zuständigen 
Regulierungsbehörde zu überwachen sind und die 
bei Nichteinhaltung einschreitet. Sollte sich eine 
solche Selbst- und Koregulierung nicht als effi
zient erweisen, sprechen sich ARD und ZDF für 
gesetzliche Festlegungen aus. Hierzu gehören die 
dynamisch angelegte Definition des Best-Effort-
Internets, die Festlegung von Diskriminierungs-
verboten sowie effektive Transparenzvorschriften. 
Derartige Regulierungsvorgaben sind nach § 41 a 
TKG möglich, wenn Diensteklassen den diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu Inhalten und Anwen-
dungen erschweren oder ungerechtfertigtes Be-
hindern bzw. Verlangsamen des Datenverkehrs 
festgestellt werden. 

Im Hinblick auf vielfaltsverengende und pluralis-
musgefährdende Aspekte bestimmter Formen von 
Trafficmanagement sollen auch regulatorische Vor-
gaben geprüft werden, die der Sphäre des Me-
dienrechts entstammen, denn zum Schutz von 
Angeboten des Rundfunks im Internet ist ein Ne-
beneinander von telekommunikations- und rund-
funkrechtlichen Vorgaben möglich. In diesem Zu-
sammenhang sprechen sich ARD und ZDF vor 
allem für eine Weiterentwicklung der Vorschriften 
zur Plattformregulierung des Rundfunkstaatsver-
trages aus.

Neue Entwicklungen im Bereich 
Netzneutralität
Die neuere Entwicklung im Bereich der Sicherung 
von Netzneutralität wird vor allem dadurch ge-
prägt, dass die Deutsche Telekom AG in ihren All-
gemeinen Geschäftsbedingungen für die ab Mai 
2013 neu abgeschlossenen DSL-Verträge für das 
Internet und das Festnetz bzw. für Kunden, die 
nach Ablauf ihres Vertrages in einen neuen Tarif 

wechseln, Vertragsklauseln aufgenommen hat, 
die eine Begrenzung der Übertragungsgeschwin-
digkeit des Internets vorsehen. Danach sollte ur-
sprünglich eine Drosselung auf 384 KBit/s erfol-
gen, sobald der Datenverbrauch eines ADSL-An-
schlusses das Volumen von 75 GB im Monat 
überschreitet. Für VDSL-Vectoring und Fiberzu-
gänge sind entsprechend höhere Grenzen von 
200, 300 und 400 GB im Monat vorgesehen. Zwi-
schenzeitlich wurden die ursprünglichen Pläne 
der Deutschen Telekom dahingehend modifiziert, 
dass die Drosselung auf 2 MBit/s begrenzt sein 
soll. Technisch greifen wird die Drosselung aller-
dings erst ab dem Jahr 2016. Ausgenommen 
davon sollen die Telekom-Angebote Entertain 
sowie Sprachtelefonie sein, ebenso Dienste eini-
ger Telekom-Partner wie Spotify. Mit dem IPTV-
Angebot Entertain können Fernsehdienste emp-
fangen werden. Zudem können Sendungen bei 
Entertain aufgezeichnet und zeitversetzt abgeru-
fen werden. Zusätzlich bietet die Telekom bei 
Entertain auch eine Onlinevideothek an. 

Von der Marktsituation her haben ca. 44,5 Pro-
zent der deutschen Haushalte einen Internetan-
schluss bei der Deutschen Telekom. (27) Diese 
will von 2014 bis 2016 in Deutschland 4,5 Mrd 
Euro jährlich investieren, vor allem in den Netz-
ausbau in den Bereichen Mobilfunk und Festnetz. 
(28) Nach Schätzungen von Wik Consult sind für 
den flächendeckenden Ausbau eines Glasfaser-
netzes mit 40 Millionen Anschlüssen Investitionen 
von 70 bis 80 Mrd Euro notwendig. (29)
	 Auf der anderen Seite wächst in Zukunft der 
Markt für Managed Services. Bereits heute reser-
vieren Anbieter einen Teil der Leitungen für daten-
intensive Angebote, vor allem für ihre eigenen 
Internettelefonie-Angebote (Voice over IP), aber 
auch, um bei Audios und Videos Ruckelfreiheit zu 
garantieren. Technisch waren solche Managed 
Services lange Zeit nur im eigenen Netz des je-
weiligen Internet-Service-Providers möglich, beim 
Übergang in ein anderes Netz bislang nicht. Die 
Voraussetzungen für neue Exchange-Protokolle, 
die auch einen Quality of Service und eine diens
tebasierte Abrechnung netzübergreifend ermög
lichen, haben sich allerdings mit der Adressie-
rungsmöglichkeit einzelner Endgeräte auf der 
Grundlage des neues Internetprotokolls IPv6 ver-
bessert.

Grundsätzlich berührt die Änderung eines Flatrate-
Geschäftsmodells für den Internetanschluss von 
Endkunden nicht den Grundsatz der Netzneutrali-
tät, denn diese verlangt keine Gleichbehandlung 
aller Endkunden. Jedoch ist auch zu sehen, dass 
die Deutsche Telekom bereits im Jahre 2010 dar-
auf hingewiesen hat, dass sie neue Geschäfts
modelle für das mobile Internet aufsetzen möchte. 
So hat der Vorstandsvorsitzende René Obermann 
im Rahmen eines Interviews erklärt, dass ein gut-
gemachtes Netzangebot am Ende auch kosten-
pflichtig sei. Wenn die Telekom besondere Netz
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sicherheit oder höchste Übertragungsqualität zum 
Beispiel für Musik oder Video anbiete, müsse dies 
auch „differenziert bepreist werden“. Entsprechen-
de Diskussionen mit Diensteanbietern wie Google 
seien angestoßen. (30) Im Nachgang zu diesem 
Interview wurde auf eine Anfrage der Netzinitia
tive carta dann von der Deutsche Telekom AG 
noch einmal in einem Statement zur Netzneutra
lität klargestellt, dass netzneutral und diskrimi-
nierungsfrei nur „die Daten aller Anbieter aus 
einem Segment behandelt werden sollen“. Sie hat 
sich lediglich für die Gleichbehandlung der Anbie-
ter „innerhalb von Qualitätsklassen“ ausgespro-
chen. Damit korrespondiert die Erklärung, dass 
eine streng verstandene Netzneutralität im Sinne 
einer strikten Gleichbehandlung der Datenpakete 
„nicht im Interesse der Allgemeinheit und der 
Endnutzer“ sei. Vielmehr wurde eine „intelligente 
Steuerung des Internetverkehrs und Qualitäts-
klassen“ gefordert. (31)
	 Anlässlich der Vorstellung der Bilanz des ers-
ten Quartals 2013 erklärte Obermann am 15. Mai 
2013, dass sich die Kunden in den nächsten 
Jahren auf 10 bis 20 Euro zusätzliche Kosten pro 
Monat einstellen müssen, wenn sie die Grenze 
von 75 GB im Monat überschreiten. (32)

Reaktionen von Politik und 
Regulierungsbehörden
Der Bundeswirtschaftsminister hat auf die Ankün-
digungen reagiert und sich am 24. April 2013 in 
einem Brief an den Telekom-Vorstandsvorsitzen-
den Obermann gewendet. Darin zeigt sich der 
Minister besorgt über die von der Telekom ange-
kündigten Änderungen in den Tarifstrukturen für 
die Internetnutzung. Zudem wird vor möglichen 
Einschränkungen für Flatrate-Kunden gewarnt. 
(33) Er kündigte an, dass Bundesregierung und 
Wettbewerbsbehörden „die weitere Entwicklung 
in Bezug auf eine eventuell unterschiedliche Be-
handlung eigener und fremder Dienste unter dem 
Aspekt der Netzneutralität sehr sorgfältig ver
folgen“ werden. Zudem wird in dem Minister-
Schreiben darauf hingewiesen, dass auch Geset-
zesänderungen nicht ausgeschlossen seien. Die 
Bundesregierung habe sich dazu bekannt, die 
Netzneutralität zu wahren und das Best-Effort-
Internet insbesondere im Interesse aller Nutzer 
dauerhaft zu gewährleisten. Dies schließe nöti-
genfalls Eingriffe mit dem Ziel der Wahrung der 
Netzneutralität und der Sicherstellung von Wett-
bewerb ein.
	 Der Vorstandsvorsitzende der Telekom hat 
Minister Rösler in einem offenen Brief, der auch 
auf der Webseite der Telekom eingestellt wurde, 
geantwortet. (34) Danach werden nach Auffas-
sung der Telekom „Netzneutralität und Sicherstel-
lung von Wettbewerb“ in der aktuellen Debatte 
„dahingehend missbraucht, einen Flatrate-An-
spruch auf unbegrenztes Datenvolumen im Inter-
net zu zementieren“. Diese Flatrates könnten aber 
auf Dauer nicht mehr angeboten werden, „solan-
ge die nötigen Milliardeninvestitionen und der Be-

trieb der Netze privatwirtschaftlich zu erbringen“ 
seien. Die Alternative, so die Telekom, sei gewe-
sen, die Preise pauschal für alle Kunden zu erhö-
hen. Dagegen habe sich das Unternehmen aber 
bewusst entschieden. Stattdessen sollen Kunden, 
die überdurchschnittlich viel Highspeed-Volumen 
benötigen, dies in Zukunft nachbuchen können. In 
dem Schreiben wird auch darauf hingewiesen, 
dass nach heutigem Stand von der Preisänderung 
nur ca. 3 Prozent der Kunden betroffen wären. 
Diese 3 Prozent nutzen im Telekom-Netz zehn- 
bis 20-mal größere Datenmengen als ein durch-
schnittlicher Kunde, der ca. 15 bis 20 Gigabyte im 
Monat verbrauche. Zudem sollen Internetdienste 
der Telekom, wie videoload.de, Telekom-Cloud und 
andere, ebenso in das individuell verfügbare Vo
lumen eingerechnet werden wie die Dienste von 
Wettbewerbern, beispielsweise Google oder Ama-
zon. Hingegen werde die Fernsehplattform Enter-
tain nicht bevorzugt behandelt. Diese nutze zwar 
IP-Technologie, sei aber gerade kein typischer 
Internetdienst, sondern eine von den deutschen 
Landesmedienanstalten durchregulierte separate 
Fernseh- und Medienplattform, für die Telekom-
Kunden ein entsprechendes Zusatzentgelt bezah-
len.

Die Bundesnetzagentur hat die Telekom aufgefor-
dert, bis Mitte Mai 2013 Auskünfte über die ge-
planten Tarifänderungen zu erteilen. Eine Zusam-
menfassung der Antworten der Telekom sowie 
eine Bewertung dahingehend, dass noch wesent-
liche Fragen offen seien, hat die Bundesnetz-
agentur in einem Bericht vom 14. Juni 2013 ver-
öffentlicht. (35)
	 Auch das Bundeskartellamt hat bestätigt, dass 
es den Sachverhalt prüfen will. So wurden der 
Deutsche Telekom AG Anfang Mai 2013 schriftli-
che Fragen zu ihren Tarifierungsplänen gestellt. 
Es soll vor allem geprüft werden, ob die Telekom 
konzerneigene Angebote wie Entertain gegenüber 
konkurrierenden Angeboten anderer Anbieter be-
vorzugt. Eine abschließende Bewertung liegt aber 
noch nicht vor.

Des Weiteren hat die Verbraucherzentrale Nord-
rhein-Westfalen die Deutsche Telekom am 6. Mai 
2013 abgemahnt und diese aufgefordert, die seit 
dem 2. Mai 2013 für Neukunden geltende Re
gelung zurückzunehmen. Nachdem die Telekom 
keine von der Verbraucherzentrale NRW gefor
derte Unterlassungserklärung abgegeben hatte, 
reichte letztere eine Klage beim Landgericht Köln 
ein. Das Landgericht erklärte am 30. Oktober 2013 
die von der Telekom eingeführten Drosselungen 
für unzulässig. (36) 
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Aktuelle Gesetzgebung
Vor dem Hintergrund der vorstehend aufgezeigten 
Entwicklungen hat auch das Bundesministerium 
für Wirtschaft gesetzgeberischen Handlungsbe-
darf gesehen und daher am 7. Juni 2013 den Ent-
wurf einer Netzneutralitätsverordnung nach § 41a 
Abs. 1 TKG vorgelegt. (37) In der Begründung wird 
vom Ministerium ausgeführt, dass sich neue Ge-
schäfts- und Tarifmodelle möglicherweise am 
Markt durchsetzen, die die Freiheit der Nutzer auf 
Zugang zu Inhalten und Anwendungen sowie den 
von Dienstanbietern zum Internet beeinträchtigen. 
Denn Unternehmen würden zukünftig immer stär-
ker Netzdienstleistungen mit der Bereitstellung 
von Inhalten verknüpfen. Insoweit könnte das In-
ternet in seiner jetzigen Form des bestmöglichen 
Zugangs damit mehr und mehr einem an einsei
tigen Unternehmensinteressen ausgerichteten An-
gebot weichen. 

Der Verordnungsentwurf soll für alle Netzbetreiber 
unabhängig von ihrer Marktstellung gelten und 
sicherstellen, dass folgende Grundsätze künftig 
eingehalten werden: 
–	 Übermittlung nach dem Best-Effort-Prinzip (un-
terschiedslose und schnellstmögliche Übermitt-
lung im Rahmen der dem Anbieter zur Verfügung 
stehenden Ressourcen);
–	 keine Privilegierung eigener Inhalte oder An-
wendungen oder solcher von bestimmten Drittan-
bietern (gegen Entgelt);
–	 grundsätzliche Zulässigkeit einer inhaltsneut-
ralen, an technischen Erfordernissen orientierten 
Transportklassifizierung (Qualitätsklassen) und von 
Volumentarifen sowie von unternehmenseigenen 
Inhalteplattformen und besonderen Diensten (Ma-
naged Services), soweit dadurch nicht das Best-
Effort-Prinzip beeinträchtigt wird.
	 Der Verordnungsentwurf greift auch die Frage 
der Zulässigkeit von Geschäftsmodellen auf, die 
auf einen Anschluss an das öffentliche Netz nur 
mit unternehmenseigenen Endgeräten hinaus
laufen, da es bereits Netzbetreiber gibt, die den 
Netzzugang nur über einen bestimmten Router 
ermöglichen (Routerzwang). 

Zu dem Verordnungsentwurf wurde beteiligten 
Kreisen die Gelegenheit gegeben, bis zum 17. Juli 
2013 Stellung zu nehmen. Es wurde auch durch 
das Bundesministerium für Wirtschaft eine Anhö-
rung in Berlin durchgeführt. Im Rahmen dieser 
Anhörung bzw. der eingereichten Stellungnahmen 
wurde der Verordnungsentwurf ausgehend von 
unterschiedlichen Interessenlagen sowohl von 
Seiten der Netzbetreiber, von den Organisationen 
der Netzgemeinde, aber auch von Seiten des 
Rundfunks, vor allem in den Stellungnahmen von 
ARD und ZDF, der Medienanstalten, aber auch des 
VPRT, kritisiert. Bereits bei der Anhörung hat das 
Bundesministerium für Wirtschaft Nachbesserun-

gen angekündigt. Diese haben dann zur Vorlage 
eines überarbeiteten Referentenentwurfs geführt, 
der ebenfalls kritische Aufnahme gefunden hat. 
(38) Ursprünglich war vorgesehen, dass der Ver-
ordnungsentwurf noch im September 2013 in 
Kraft treten sollte. Diesen Zeitplan hat das BMWi 
jedoch mittlerweile wegen der Vielzahl der Stel-
lungnahmen sowie im Hinblick auf die neuen Ent-
wicklungen in Sachen Netzneutralität auf euro
päischer Ebene aufgegeben.

Zu den Entwicklungen auf europäischer Ebene 
gehört, dass die zuständige Kommissarin Neelie 
Kroes entgegen ihrer Ankündigung, Empfehlungen 
vorzulegen, nunmehr einen Verordnungsvorschlag 
zur Vollendung des europäischen digitalen Bin-
nenmarktes vorgelegt hat (39), der auch Regelun-
gen zur Netzneutralität enthält. Bereits die vorab 
bekannt gewordene sogenannte Interservice-Ver-
sion, bei der der Text auf der Ebene der Dienste 
der Kommission zwar abgestimmt wurde, aber 
noch im Kollegium der Kommissarinnen und Kom-
missare beschlossen werden muss, hat zu kriti-
schen Anmerkungen vor allem aus dem Bereich 
der Netzorganisationen geführt, während er von 
mehreren Mobilfunkunternehmen und den damit 
verbundenen Verbänden begrüßt wurde. Nach 
dem nunmehr am 11. September 2013 veröffent-
lichten und in der Kommission abgestimmten Ver-
ordnungsentwurf (40) sollen Provider die Möglich-
keit haben, den Breitbandkunden Tarife mit be-
grenzten Datenvolumen anzubieten, solange die 
Einschränkungen transparent dargestellt werden. 
Einzelne Internetdienste können davon ausge-
nommen werden und zudem ein besseres Qua
lity-of-Service-Level erhalten. Dabei handelt es 
sich um Managed Services, bei denen die Daten 
gegen Entgelt mit einer höheren Priorisierung ge-
liefert werden. Mit den Anbietern von Internet-
diensten dürfen die Provider ebenfalls separat 
Verträge abschließen, um das verfügbare Daten-
volumen und die Datenpriorisierung zu regulieren.

Zwar sollen nach dem Entwurf Provider bestimm-
te Dienste oder Dienstleistungsklassen innerhalb 
vertraglich vereinbarter Grenzen für Datenvolu-
men und Geschwindigkeit nicht blockieren oder 
drosseln. Die Sicherung des sogenannten offenen 
Internets auf Best-effort-Basis erfolgt jedoch nur 
durch einen Nebensatz im Rahmen der Definition 
von Specialised Services durch sehr unkonkrete 
unbestimmte Rechtsbegriffe. Danach dürfen Be-
einträchtigungen des offenen Internets nicht in 
„wiederholter oder ständiger“ Weise erfolgen bzw. 
„nicht nennenswert“ sein. Insoweit versucht die 
Kommission also Netzneutralität sowie die Siche-
rung des offenen Internets nicht durch materiell-
rechtliche Festlegungen zu gewährleisten, son-
dern im Wesentlichen durch die Elemente Wahl-
freiheit und Transparenz bei gleichzeitiger Sank
tionierung der Geschäftsmodelle der Telekommu-
nikationsunternehmen im Bereich Managed Ser-
vices sowie Specialised Services.
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Positiv hervorzuheben ist allerdings, dass die of-
fenen Internetzugänge auf einem Qualitätsniveau 
sein müssen, „das den Fortschritt der Technik 
widerspiegelt“, und die Regulierungsbehörden er-
mächtigt werden, „den Anbietern öffentlicher 
elektronischer Kommunikation Mindestanforde-
rungen an die Dienstequalität aufzuerlegen“. Zu
dem sollen die Regulierungsbehörden die Auswir-
kungen von Specialised Services auf die kulturel-
le Vielfalt und die Innovationen prüfen. Auswir-
kungen auf Medienpluralismus und Meinungs- 
sowie Informationsfreiheit werden jedoch nicht 
genannt. 

Des Weiteren sieht der Entwurf der Verordnung 
vor, dass jedem Telekommunikationsunternehmen 
das Recht eingeräumt wird, ein sogenanntes 
„Konnectivitätsprodukt“ mit zugesicherter Dienst-
qualität (ASQ-Konnectivitätsprodukt) im gesamten 
Binnenmarkt, das heißt auch über Netze Dritter, 
anzubieten. Um dies zu ermöglichen, werden alle 
Telekommunikationsunternehmen verpflichtet, ihren 
Konkurrenten entsprechende Angebote zu unter-
breiten, denn nur so kann ein Anbieter bei der 
Nutzung fremder Infrastrukturen sicherstellen, 
dass er dem Endkunden eine bestimmte Dienst-
qualität liefern kann. Diese Vorschrift könnte al-
lerdings auch den Druck auf Inhalteanbieter erhö-
hen, insbesondere bei der überschreitenden Ver-
breitung ihrer Inhalte, Abkommen über Spezial-
dienste mit den Netzbetreibern abzuschließen. 
Dies nicht zuletzt deshalb, weil im Anhang II 
verschiedene Inhalteklassen, darunter auch die 
„Übertragung audiovisueller Inhalte“, im Rahmen 
von ASQ-Konnectivitätsklassen explizit aufgeführt 
sind.
	 Sollte die Verordnung verabschiedet werden, 
würde sie unmittelbar in allen Mitgliedstaaten 
gelten, so dass sich auch die Frage der Vereinbar-
keit mit dem Entwurf der Netzneutralitätsverord-
nung des BMWi stellt. Sie muss dann vom Euro-
päischen Rat angenommen werden und den Ge-
setzgebungsprozess im Europäischen Parlament 
durchlaufen. Wegen der bevorstehenden Wahlen 
zum Europäischen Parlament am 25. Mai 2014 ist 
aber unsicher, ob eine solche Verordnung noch 
verabschiedet wird, bevor das neu gewählte Par-
lament zusammentritt.

Fazit
Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist der 
offene und diskriminierungsfreie Zugang zum In-
ternet eine entscheidende Voraussetzung für des-
sen Unabhängigkeit und Zukunftsfähigkeit. Nur so 
kann er seinem verfassungsrechtlichen Auftrag 
nachkommen. Gleiches gilt für die Sicherung des 
Zugangs der Nutzer zu seinen Inhalten. Durch die 
zunehmende Verflechtung von Netzbetreibern und 
Inhalteanbietern werden die Sicherung der Offen-
heit des Internets bzw. die Verbreitungsbedingun-
gen für Inhalte noch an Bedeutung gewinnen. 
Insoweit werden zentrale verfassungsrechtliche, 
rundfunkrechtliche, telekommunikationsrechtliche 

und wettbewerbsrechtliche Fragestellungen be-
rührt, ebenso gesellschaftspolitische Fragen nach 
der Teilhabe des Einzelnen, aber auch von nicht 
marktmächtigen Inhalteanbietern an der Informa-
tionsgesellschaft. Daher wird den gesetzlichen 
Weichenstellungen auf europäischer, aber auch 
auf nationaler Ebene große Bedeutung zukom-
men.
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